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Da hat er doch glatt ein bisschen schwarzgemalt,
unser Herr Ministerpräsident. Seine Minister hatte
er vorgewarnt: Liebe Leut’, bei den Umfragen schmie-
ren wir ab! Zwei Tage später hatte er sie per Inter-
view auf „Blessuren“ amWahltag im September
vorbereitet – und jetzt das: Die neuste Forsa-Um-
frage sieht die CSU ohne eine Schramme aus der
Verwandtenaffäre herauskommen. Sie ist genau so
stark wie in der Forsa-Umfrage vom Dezember 2012
oder in einer Emnid-Umfrage von vor knapp einem
Jahr – seitdem liegt sie nämlich bei 46 Prozent.

Damit hätte die CSU die abso-
lute Mehrheit sicher – weil die
FDP es derzeit nicht ins Parla-
ment schafft und der Ude-Effekt
bei der SPD bisher laut Forsa
nur 1,4 Prozentpunkte beträgt.
Das, was die CSU heuer an der
Macht halten könnte, ist eine
Kombination aus vermeintlich

urbayerischer „Hund san’s scho“-Mentalität und
einer ebenso urbayerischen Wurschtigkeit.
Bei ersterer spielt eine Portion Bewunderung für
die Großkopferten mit, die sich ja sowieso nur so
verhalten, wie wir es als Otto Normalbürger auch
tun würden: Geld ist geil und mitnehmen, was geht,
halt. Eher legt sich ein Hund einen Wurstvorrat an,
als dass ein Politiker seine Hand aus der Staatskasse
nimmt, könnte man in Abwandlung eines Strauß-Zi-
tats sagen. Die Wurschtigkeit wird – da liegt Seeho-
fer richtig – wohl zu zunehmender Wahlenthaltung
führen. Und das könnte sogar noch die FDP in den
Landtag spülen. Und schon wär’ wieder alles beim
Alten. Wohl bekomm’s, lieber Wähler! MÜNCHEN Landtagspräsidentin

Barbara Stamm gibt sich de-
mütig. „Ich bedauere, dass das
Ansehen des Landtags so ge-
sunken ist.“ Vor ihr liegt die
Liste mit den Namen des baye-
rischen Abzockerkartells.
16 Abgeordnete wussten ge-
nau, was sie taten, als sie
2000 noch schnell vor dem
Einstellungsverbot ihre Ehe-
frau oder Kinder zu Mitarbei-
tern machten. Zwölf sind von
der CSU, drei von der SPD, ei-
ner ist verstorben und bleibt
deshalb anonym.
Nicht freiwillig, sondern auf

Druck legte die Landtagspräsi-
dentin die Liste vor. Sie
wusste, dass die Namen noch
Sprengstoff für ihre Partei
sind. Während Stamm mau-
erte, outeten die Medien drei
Regierungsmitglieder: Innen-
staatssekretär Gerhard Eck,
Kultusstaatssekretär Bernd
Sibler und Landwirtschaftsmi-
nister Helmut Brunner – sie
alle stellten noch Angehörige
ein, als eine Gesetzesände-
rung schon diskutiert wurde.
Doch es gibt noch weitere

brisante Namen auf der Liste.
Im November 1999 hatte die
AZ öffentlich gemacht, dass
Abgeordnete mit ihren Ehe-
frauen das Familieneinkom-
men auf Steuerzahlerkosten
aufbessern. Damals erklärte
der Landtag, es gebe 45 Abge-
ordnete, die Ehefrauen be-
schäftigen. Im Dezember
2000 waren es plötzlich 79
„Altfälle“. Also 34 mehr.
Stamm klärte auf: „Die Zahl

45 war aus dem Jahr 1998.“ 18
weitere Familienunterneh-
men wurden 1999 gegründet,
bevor die Diskussion begann.
Im Januar 2000 brachten

die Grünen einen Gesetzesent-
wurf ein, der die Beschäfti-
gung von Verwandten verbie-
ten sollte. Gesetzesentwürfe
werden im Rechtsausschuss
beraten. Stellvertretender Vor-
sitzender war damals CSU-

Chefjurist Peter Welnhofer. Er
wusste, was die Stunde
schlug: Zum 30. März 2000
stellte er seine Tochter an.
Im Ausschuss saß auch der
jetzige Chef-Jurist und parla-
mentarische Geschäftsführer
der CSU-Fraktion, Alexander
König. Er hatte seine Frau be-
reits am 1. Dezember 1998 ein-
gestellt. Als die Ehegatten-Ver-
träge im November 1999 öf-
fentlich wurden, kündigte er
ihr. Am 5. Juli 2000 beschloss
eine interfraktionelle Arbeits-
gruppe, dass ein Verbot kom-
menwird. Bestehende Arbeits-
verhältnisse sollten aber gül-
tig bleiben. So stellte König
seine Frau schnell wieder ein.
Auch Gerhard Eck gehörte
dem Rechtsausschuss an.

Einer, der im Landtag beson-
ders für Gerechtigkeit
kämpfte, gehörte zu den ers-
ten der Schlupflochprofiteure:
Josef Göppel, der seine CSU im-
merwieder mitMoral-Diskus-
sionen triezt, reagierte
prompt. Am ersten Januar
2000 stellte er gleich drei Mit-
arbeiterverträge aus. Einen
für seine Frau und jeweils ei-
nen für seine beiden Töchter.
Inzwischen wechselte Göppel
für die CSU in den Bundestag.
Dort sind Verwandte alsMitar-
beiter schon immer verboten.
Mit einer eher weinerlichen
Erklärung rechtfertigt er sich
als Einziger: „Die Beschäfti-
gung meiner Frau mit einem
Bruttoarbeitslohn von 325
Euro proMonat hing mit einer
fehlgeschlagenen Nierentrans-
plantation im Jahr 2000 zu-
sammen. Ich brauchte damals
jemanden für Fahrdienste und
unaufschiebbare Büroarbeiten
an den Wochenenden.“

Die Frau als Chauffeur. Lang-
sam sickert durch, für welche
Aufgaben die Abgeordneten
ihre mit öffentlichen Geldern
finanzierten Angestellten be-
zahlen. Kultusstaatssekretär
Bernd Sibler erklärte, dass ei-
ner seiner Mitarbeiter mit
nichts anderem beschäftigt
sei, als Bürgern in seinem
Wahlkreis Glückwunschkar-
ten zu schreiben. Mit Grüßen
vom Steuerzahler!
Noch ein prominenter CSU-
Mann ist unter den Raffkes:
Hans Gerhard Stockinger, Ju-
rist, Wirtschaftswissenschaft-
ler und Professor für Medien-
recht und Vorsitzender der
CSU-Filmkommission. Seine
Ehefrau hatte er bereits seit
1990 auf der Lohnliste. Am
28. Juni 2000 versorgte er
auch noch seine beiden Töch-
ter. Er ist zur Münchner An-
waltskanzlei Nörr, Stiefenho-
fer, Lutz gewechselt. An sie
hatte einst Peter Gauweiler

seine Kanzlei verpachtet und
musste deswegen als bayeri-
scher Umweltminister zurück-
treten.
Selbst Hinterbänkler wuss-
ten rechtzeitig, dass es da was
zu holen gibt: Berta Schmid,
Kreisbäuerin aus Schwaben,
hatte bereits ihren Mann als
Mitarbeiter beschäftigt. Im
Mai 2000 wechselte sie noch
schnell ihre Tochter gegen ih-
ren Sohn aus.
Auch ein angesehener Ge-
nosse wollte in Sachen Selbst-
bedienung der CSU nicht nach-
stehen: Heinz Köhler, der da-
mals gleichzeitig Präsident
des Bayerischen Roten Kreu-
zes war. Der Jurist machte
zum 1. April 2000 seine Ehe-
frau zur Mitarbeiterin.
Stamm hofft nun, dass alles
auf dem Tisch liegt: „Was die
Altfälle betrifft, wüsste ich
nicht, was wir an Transparenz
noch aufbringen können.“

Angela Böhm

ME INUNG

MÜNCHEN Er ist der skrupello-
seste der Last-Minute-Abzo-
cker: Georg Winter (CSU)
hatte bis zuletzt versucht zu
verschleiern, wie viel Geld
an seine beiden Söhne ge-
flossen sind. Auch Landtags-
präsidentin Barbara Stamm
weigerte sich, eine konkrete
Summe zu veröffentlichen.
Erst nachdem die AZ einen
Anwalt einschaltete und mit
einer Klage drohte, gab sie
am Dienstagvormittag die
Summe heraus. An die bei-
den Söhne des Ex-Vorsitzen-
den des Haushaltsausschus-
ses sind genau 91 382 Euro
und 67 Cent geflossen.
Vier Wochen, bevor Ende

2000 der Landtag den Abge-
ordneten die Beschäftigung
von Frauen und Kindern
verbot, hatte Winter noch

schnell seine beiden Buben
als Mitarbeiter angestellt. Zu
diesem Zeitpunkt waren sie
13 und 14 Jahre alt.
Erst erteilte Stamm ihrem

Parteifreund die Absolution,
dass es sich um keine Kinder-
arbeit gehandelt habe. Dann
korrigierten die Landtagsju-
risten: Es war doch rechts-
widrig. Trotzdem wollte
Stamm nicht sagen, um

welche Summe es sich
handelt, die Winter aus
Steuermitteln für seine
Buben kassiert hat.
Die Strategie der CSU: Er
zahlt den Betrag schnell
freiwillig zurück. Dann ist
die Sache vom Tisch. Stamm
berief sich erst auf den
Datenschutz und die Persön-
lichkeitsrechte der beiden
Buben. Dann auf die Prüfung

des Obersten Bayerischen
Rechnungshofes.
Winter ließ sich inzwi-
schen von seiner schwäbi-
schen CSU-Basis mit Stan-
ding Ovations feiern. Und
schrieb seinen Parteifreun-
den noch vergangene Wo-
che: Beide Söhne hätten zu
Beginn ihrer Tätigkeit im
Jahr 2000 jeweils 100 Euro
erhalten, in den Folgejahren
habe sich der Betrag auf
durchschnittlich 286,22
Euro erhöht.
Die Zahlen des Landtags-
amtes: Ein Sohn bekam im
Zeitraum Dezember 2000
bis Dezember 2013 exakt
45 879,33 Euro, der andere
45 503,34 Euro. Das macht
pro Sohn durchschnittlich
über 300 Euro im Monat.
Trotz allem will die CSU
mit Winter in den Wahl-
kampf ziehen. Der hat schon
Pläne: Er will die „rechtliche
Grauzone“ im Bereich Kin-
derarbeit regeln. bö

Winter zahlte seinen Söhnen 90 000 Euro

MÜNCHEN In der Verwandtenaf-
färe gibt es nun auch bei der
SPD einen Rücktritt: Der Parla-

mentarische Geschäftsführer
Harald Güller legt sein Amt
nieder, weil er im Jahr 2009 ge-
gen das Abgeordnetengesetz
verstoßen und seinen Stief-
sohn für zweiMonate beschäf-
tigt hatte. Das sagte Güller der
„Augsburger Allgemeinen“.

Der Jurist will auch sein Amt
als schwäbischer SPD-Bezirks-
vorsitzender niederlegen.
Eine erneute Kandidatur bei
der Landtagswahl im Septem-
ber ließ er offen.
Wie gegen Güller und Win-
ter prüft die Münchner Staats-

anwaltschaft auch ein Ermitt-
lungsverfahren gegen die
Freie-Wähler-Abgeordnete
und Schlagersängerin Claudia
Jung. Sie hatte im vergange-
nen Jahr für einige Monate ih-
ren Stiefsohn beschäftigt
(AZ berichtete).

20 Jahre Solingen
SOLINGEN Heute vor 20 Jahren hat der Brandanschlag von
Solingen fünf türkischstämmige Mädchen und Frauen
das Leben gekostet – und Deutschland erschüttert. Es
war der Höhepunkt einer Welle von Neonazi-Anschlägen.
Am Jahrestag ist eine große Gedenkfeier geplant.

Minister wird Lobbyist
BERLIN Er ist einer der Vertrauten von Merkel – und jetzt
wechselt er die Seiten: Kanzleramtsminister Eckard von
Klaeden (CDU) kandidiert nicht mehr für den Bundestag,
sondern geht im Winter als Cheflobbyist zu Daimler. Der
47-Jährige sitzt seit 1994 im Bundestag.

Schutz für Prager Schinken?
BRÜSSEL Die tschechische Regierung will sich bei der EU
den „Prager Schinken“ schützen lassen. Widerstand
kommt aus Italien, wo man „Prosciutto di Praga“ als
Spezialität aus dem Raum Triest kennt, und aus Deutsch-
land, wo die Metzger für ihren „Prager Schinken“ ganz
andere Gewürze verwenden.

Ex-General Schmückle ist tot
MÜNCHEN Der ehemalige Vier-Sterne-General Gerd
Schmückle starb im Alter von 95 Jahren in München. Der
in Stuttgart-Bad Cannstatt geborene Schmückle war der
erste Deutsche, der stellvertretender Oberbefehlshaber
der Nato in Europa wurde (1978-1980). Er trat 1936 in
die Wehrmacht ein und ging 1956 zur Bundeswehr, die
damals aufgebaut wurde. Von 1957 bis 1962 war er Spre-
cher des damaligen Verteidigungsministers Franz Josef
Strauß (CSU). Immer wieder fiel er durch kritische Kom-
mentare zur Bundeswehr auf.

Georg Thanscheidt
Der Vize-Chefredakteur über
die unheimlich starke CSU.
georg.thanscheidt@abendzeitung.de

Wohl bekomm’s!

Landtagspräsidentin Barbara Stamm legt
die Liste der Abgeordneten vor, die kurz vor
der Gesetzesänderung noch schnell ihre
Angehörigen mit Verträgen versorgten

Güller legt sein Amt
nieder, Ermittlungen
gegen Jung?
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Barbara Stamm: Hier ist die Landtagspräsidentin vor zwei Wochen auf dem Weg zu einer CSU-Präsidiumssitzung. Foto: dpa

Endlich werden die
Summen öffentlich,
die der CSUler zahlte

Legte sein Amt nieder: Harald
Güller (SPD).

POL I T I K kompakt

DasKartell der Abzocker

Der ehemalige Haushaltsausschuss-Vorsitzende Georg Winter mit
seiner Frau Gabriele – er hatte Last-Minute-Verwandte angestellt.

Auch ein Rücktritt bei der SPD

C
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Nanu!
Die CSU ist
genau so
stark wie vor
der Affäre
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Heinz Köhler (SPD),
Oberfranken, Präsi-
dent des Bayerischen
Roten Kreuzes von
1999 bis 2003: Er hat
am 1. April 2000 seine
Ehefrau angestellt. 2002
kommt der Jurist in den
Bundestag. 2005 kandi-
dierte er nicht mehr.

Georg Winter (CSU), Schwaben: Der ehemalige Vorsitzende
des Haushaltsausschusses hat ab 1. November 2000 seine bei-
den Söhne beschäftigt. Sie waren damals 13 und 14 Jahre alt.
Der Landtag beurteilt das inzwischen als rechtswidrig. Winter
zahlte über 90 000 Euro zurück an das Landtagsamt. Den Aus-
schussvorsitz musste er abgeben. Bei der Landtagswahl aber
darf er wieder kandidieren. Seine schwäbische CSU-Basis feiert
ihn mit Standing Ovations.

Jetzt liegt sie vor, die Liste der
Last-Minute-Abzocker. 15 Na-
men stehen darauf, in einem
16. Fall wird der Name nicht
genannt, weil der Betreffende
verstorben ist. Im Unterschied

zu anderen, wie etwa Ex-Frak-
tionschef Georg Schmid, der
seine Frau 23 Jahre lang be-
schäftigt hatte und tatsächlich
Altfall war, stellten diese 15
ihre Verwandten erst im Jahr

2000 an. Da war schon klar,
dass diese Praxis am 1. Dezem-
ber verboten wird. Und dass
man schnell Fakten schaffen
muss, wenn man vom Altfall-
Schlupfloch profitieren will.

Bernd Sibler (CSU), Kultusstaatssekretär, Niederbayern: Er
stellte am 1. September 2000 seine Ehefrau ein. Die war vor der
Ehe schon seine Sekretärin. Vor der Hochzeit hatte er ihr gekün-
digt. Auch seine Mutter hatte Sibler beschäftigt. Sie habe ihm
das Büro aufgebaut, argumentierte er. Sibler will nah dran sein
an seinenWählern. Allein bei den Vorbereitungen zu einem Feu-
erwehrfest sei er dreimal zu Besuch gewesen. Einen Mitarbeiter
beschäftigt er nur für das Schreiben von Glückwunschkarten.

Rita Schweiger (CSU),
Oberbayern: Die Land-
wirtin beschäftigte ih-
ren Mann vom Januar
1998 bis April 1999 und
ab Januar 2000. Da war
er Rentner und für ihre
ganz persönliche Post zu-
ständig. 2003 kandi-
dierte sie nicht mehr.

DerHaushaltsexperte

Gerhard Eck (CSU), Innenstaatssekretär und CSU-Bezirksvor-
sitzender von Unterfranken: Zum 1. September 2000 stellte er
seine Ehefrau ein. Die ist gleichzeitig Eigentümerin und Ge-
schäftsführerin der Steigerwald-Bau GmbH. Für ihren Mann ar-
beitet sie bis jetzt 20 Stunden pro Woche im Stimmkreisbüro.
Die Arbeitszeit war verteilt auf sieben Tage. Eck mauert und
zeigte sich bis zuletzt uneinsichtig. Erst auf Druck der Staats-
kanzlei entschuldigte er sich halbherzig.

Johann Neumeier (CSU), Oberbayern: Er beschäftigte seine
Ehefrau ab 1993. Seine Tochter stellte er am 1. September 2000
als Mitarbeiterin ein. Der Unterammergauer fühlt sich an den
Pranger gestellt: Der Vorgang sei von allen Fraktionen beschlos-
sen und 2009 vom Ältestenrat bestätigt worden. Was da pas-
siert, „empfinde ich als Höhepunkt der Scheinheiligkeit, als He-
xenverfolgung und Sippenhaft“, klagt er. 2008 schaffte es der
ehemalige Polizeibeamte nicht mehr in den Landtag.

Der Kultus-Staatssekretär

Dieter Appelt (SPD), Oberpfalz: Er stellte am 1. Juli 2000 seine
Ehefrau ein. Der Betriebsratschef der Grundigwerke war erst
vier Wochen zuvor als Abgeordneter in den Landtag gekom-
men. Am 1. Juli 2000 rückte Appelt für den ehemaligen SPD-
Fraktionschef Albert Schmid nach. Der war Präsident des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge geworden. Appels Gast-
spiel im bayerischen Parlament war kurz: Er saß dort bis zum
Ende der Wahlperiode 2003.

Alexander König, Stellvertretender Vorsitzender der CSU-
Fraktion und Parlamentarischer Geschäftsführer, Oberfran-
ken: Er hat seine Ehefrau vom 1. Dezember 1998 bis zum 31. De-
zember 1999 beschäftigt. Am 1. August 2000 stellte er sie wie-
der ein. In der Affäre um die Familienbande attackierte er in den
vergangenen Wochen immer wieder die SPD, um von den eige-
nen Parteifreunden abzulenken, und warf ihr „Scheinheiligkeit“
vor. Über sich selbst sagt er nichts.

Professor Hans Gerhard Stockinger (CSU), Unterfranken:
Seine Ehefrau beschäftigte er seit 1990. Seine beiden Töchter
stellte er am 28. Juni 2000 an. Der Jurist war Mitglied des Aus-
schusses für Hochschule, Forschung und Kultur, Vorsitzender
der Datenschutzkommission und medienpolitischer Sprecher
seiner Fraktion. Er gehörte zu den Mächtigen im Rundfunkrat.
Bei der Landtagswahl 2008 konnte er als Listenkandidat auf-
grund der hohen Stimmverluste der CSU nicht wieder in den
Landtag einziehen. Er ist Chef der CSU-Filmkommission.

Peter Welnhofer (CSU),
Oberpfalz: Er hat seine
Tochter am 30. März
2000 angestellt. Seine
Frau beschäftigte er
schon 1999. Welnhofer
war CSU-Chef-Jurist und
Vize-Vorsitzender im
Rechtsausschuss. 2008
trat er nicht mehr an.

Josef Göppel (CSU), Mit-
telfranken: Er hat am
1. Januar 2000 seine Ehe-
frau und zwei Töchter
angestellt. Er galt als das
grüne Gewissen der
CSU. 2002 wechselte er
in den Bundestag und
stimmte gegen die Atom-
kraft-Verlängerung.

Eduard Nöth (CSU),
Oberfranken: Der Leh-
rer beschäftigte seine
Frau ab 30. September
1998. Eine Tochter
stellte er 1998 an. Eine
weitere am 30. April
2000. Das kostete ihm
sein Mandat. Er tritt
nicht mehr an.

Der Rot-
Kreuzler

Die Land-
wirtin

Gudrun Peters (SPD),
Niederbayern: Sie stellte
ihren Sohn am 1. Januar
2000 ein. Das Arbeitsver-
hältnis endete am 31.
März 2001. Die Lehrerin
galt als Hinterbänklerin
und war imWirtschafts-
ausschuss. 2008 trat sie
nicht mehr an.

Berta Schmid (CSU),
Schwaben: Die gelernte
Hauswirtschaftlerin und
Kreisbäuerin war von
1994 bis 2008 im Land-
tag, stellte ihren Mann
1995 an, ihre Tochter bis
zum 30.4.2000, im An-
schluss dann ihren Sohn
ab dem 1. Mai 2000.

Selbstbedienung
in letzterMinute

Der Sicherheits-Fachmann

Der Polizeibeamte

Helmut Brunner (CSU),
Landwirtschaftsminis-
ter, Niederbayern: Am
1. Januar 2000 stellte er
seine Ehefrau an. Der
CSU-Chef im Kreis Re-
gen hat auch seine
Schwester und seine
Nichte jahrelang beschäf-
tigt.

Die Kreis-
bäuerin

Trotz der Verwandtenaf-
färe im bayerischen
Landtag kann die CSU
bei der Landtagswahl
im September laut einer
aktuellen Umfrage auf
die absolute Mehrheit
hoffen. Nach einer
Forsa-Erhebung für
das Magazin
„Stern“ käme die
Partei von Minis-
terpräsident
Horst Seehofer
auf 46 Prozent und
könnte damit allein

regieren. Vor fünf
Jahren war die CSU auf
43,4 Prozent eingebro-
chen und regiert seither
in einer Koalition mit
der FDP. Die Liberalen
würden laut der neuen
Umfrage jedoch den
Sprung in den Landtag
mit 4 Prozent verpas-
sen. Die SPD könnte sich
mit Spitzenkandidat
Christian Ude von 18,6
auf 20 Prozent verbes-
sern. Das Forsa-Institut
hatte zwischen dem 8.
und 23. Mai 1102 reprä-
sentativ ausgesuchte
Wahlberechtigte in
Bayern befragt.

Der Betriebsratschef

Der Geschäftsführer

Der cineastische Top-Jurist

Der
Minister

Der Rechts-
Experte

Der Anti-
Akw-Aktivist

Der
Lehrer

DieHinter-
bänklerin

Am 17. Mai sind Zöllner bei Georg Schmid und
nehmen Dokumente mit.

Die Affäre erreicht das Kabinett – am 23. Mai
schließt Seehofer weitere Konsequenzen aus.

Diese Parlamentarier stellten im Jahr 2000 noch
schnell Angehörige ein. Da war eine Änderung des
entsprechenden Gesetzes schon im Gespräch – das
hinderte sie nicht daran, sondern trieb sie eher an

UMFRAGE

Die AZ deckt auf: Am 20. April dokumentieren
wir, wer Angehörige angestellt hat.

SO BER ICHTETE D I E ABENDZE I TUNG

Am 8. Mai schaltet sich die Staatsanwaltschaft
in die Verwandten-Affäre ein.

Die AZ klärt auf: Am 15. April erläutern wir
das Selbstbedienungssystem im Landtag.

Fotos: Argum, dpa,
ddp, Heike Schreiber
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